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1 Ziele und Themen 

1.1 Vorlauf 

Nach der am 26.11.2020 stattgefunden Kick-Off-Veranstaltung im Rahmen des Projekts M³-

Mitreden.Mitmischen.Mitgestalten wurden weitere Online-Workshops am 14.01.2021, 11.03.2021, 

die Demokratietour#1 am 8.5.2021, die daran anschließenden Dialogkonferenz 2021 am 11.05.2021 

und die Demokratietour#2 am 4.6.2021 durchgeführt.  

Die Diskussionen der Online-Workshops bis zum 11.32021 wurden mit sehr viel Engagement geführt 

und haben eine Spannung auf die weitere Vertiefung der Themen hervorgebracht. Diese Dynamik hat 

zur Bildung von Arbeitsgruppen geführt, die folgende Themenfelder weiter vertiefen: 

• Arbeitsgruppe 1: Soziale Ungleichheiten – ob Rassismus oder Geschlechtergleichstellung! 

Wo liegt unser Schwerpunkt: Alltagsrassismus oder institutioneller Rassismus? 

Gleichstellung? Oder eines nach dem anderen? Welche Referent:innen wollen wir hören? 

• Arbeitsgruppe 2: Politik für alle! 

Welche Forderungen stellen wir an die Politik für die nächste Kommunalwahl?  

Vorschlag: Wir erarbeiten einen Fragenkatalog! Wir laden Politikerinnen ein und befragen sie 

dazu! Treffpunkt: Dönerbude! 

• Arbeitsgruppe 3: Orte der Begegnung – für ein WIR – sichtbar und für alle!  

Braucht es Plattform für Vernetzung unterschiedlicher Zielgruppen, interdisziplinär und 

diversitätsorientiert? Braucht es Projekte? Was brauchen diese Orte als Willkommensorte für 

alle?  

Die AGs bieten einen offenen Raum für Ideen und Bedarfe aus den Reihen der Teilnehmenden 

(dynamische Element des Projektes). Treffen hat es am 14.4 und 18.05 (AG 2), am 20.4 und 18.05 

(AG 3), am 26.4 und am 31.5 (AG 1) gegeben. Weitere Treffen folgen während des gesamten Zeitlaufs 

des Projektes M³.  

Der virtuelle Diskurs unter dem Titel „Kulturpolitische Formen der (Re)Präsentation kultureller 

Diversität“ baut thematisch an die oben dargestellten Projektbausteine von M³ auf und hat am 

10.06.2021 um 18 Uhr stattgefunden. 

Hierzu wurde die Plattform Zoom genutzt, da diese, Erfahrungsberichten zufolge, eine relativ 

zuverlässige Internetstabilität bietet. Um einen reibungslosen technischen Ablauf zu gewährleisten, 

wurde die Unterstützung eines Technikers hinzugezogen. Hierdurch konnten Wartezeiten vor 

Veranstaltungsbeginn und Pausenzeiten durch Musikhinterlegung und Visualisierung von 

Projektlogo, ästhetisch anregend gestaltet werden. Aufgrund der Zahl von insgesamt 20 
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Teilnehmenden wurde auf die Aufteilung der Gruppe innerhalb des Diskurses verzichtet, dafür eine 

durchgängige gemeinsame Plenumsdiskussion geführt. 

1.2 Grundlagen der Demokratietour#2 

Zur Vorbereitung der Demokratietour#2 wurde dazu aufgerufen, Fragen zur aktuellen Situation der 

Migrationsarbeit und -politik zu formulieren und einzureichen. Dieser Aufruf folgt einem Vorschlag 

aus den Reihen der Arbeitsgruppe Politik für alle!, die das Themenfeld zuvor eingehend diskutiert 

und dabei folgende Handlungsfelder ermittelt hatte: 

 

1.3 Fragenkatalog 

Zu den oben aufgeführten Ergebnissen der AG sollte ein Fragenkatalog aus den Reihen der 

Teilnehmenden generiert werden, um zum einen das Bewusstsein für das Thema zu schärfen, zum 

anderen sollten die Teilnehmenden aktiv an der Diskussion beteiligt werden und letztlich Ihre Fragen 

die Grundlage für die Gespräche der Demokratietour#2 bilden. Auf den oben genannten Aufruf ist 

ein Fragenkatalog zusammen gekommen, der nachfolgend aufgelistet wird: 
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A. Allgemeine Fragen: 

Welche Strukturen müssen sich in der Kommune verändern, damit die Finanzierung von 

prozessorientierten Projekten möglich wird? 

B. Fragen, die sich an das Büro für Migrationsfragens richten: 

1. Mit welchen Projekten und Angeboten stellt sich die Stelle den gegenwärtigen und 

zukünftigen Herausforderungen? 

2. Weshalb werden die Aktivitäten und Serviceformate seit 2019 nur sehr eingeschränkt 

vorangetrieben? 

3. Wie soll die angestrebte Antidiskriminierungsstelle besetzt werden? Ohne Tokenism zu 

bedienen und/oder Beziehungsebenen? 

4. In welcher Weise kann die Antidiskriminierungsstelle neutral agieren, wenn diese der städt. 

Verwaltung unterstellt ist? 

5. Wie wird eine Ausschusssitzung vorbereitet? 

6. Wer entscheidet, was auf die Tagesordnung kommt? 

7. Was sind Rolle und Aufgaben von Bürgermitgliedern? 

8. Worüber haben Sie geredet und haben Sie in der jetzigen Wahlperiode entschieden? 

9. Haben Sie schon Ziele für die nächste Wahlperiode? 

C. Fragen an das Kulturinstitut: 

1. Braunschweig International ist ein Fest der Kulturen. Sendet es auch eine politische 

Botschaft? 

2. Wer entscheidet wer teilnimmt? 

3. Weshalb wird Braunschweig International noch immer von folkloristischer Manier und durch 

die Kulturbrille präsentiert? Gibt es keine anderen Möglichkeiten, dies zu verbessern? 

4. Das ist natürlich auch bedingt durch die Entscheidung zur Teilnahme der Vereine. Diese 

 lädiere      „  i  eits  s r   “   d  e e   e e   r   is ti  e    tivitäte   ei e 

Chance. Ist das gewollt? Wenn ja, dann sind die ausbleibenden Veränderungen nicht 

verwunderlich. 

D. Fragen zum AFI: 

1.  i e „   ei   lisse“   r d s    e li  e  its r   ere  t ei es i  si    r  ile  

Organs=Fraktionszwangs auch für Bürgermitglieder, obwohl nicht stimmberechtigt. Wie kann 

darunter wahrhaftige Teilhabe und Demokratie gelingen? 

2. Welche Alternativen und Umgehungen können trotz geltenden Kommunalrechts in Bezug auf 

kommunales Wahlrecht für Nicht-EU Ausländer umgesetzt werden? Wie kann eine 

Doppelrepräsentation von EU-Ausländern zu Gunsten der Nicht-EU-Ausländer ausgeglichen 

werden? 

3. Gäbe es eine Möglichkeit, dass die Stadt Braunschweig Seminare anbietet, um über die 

Strukturen in einer Kommune aufzuklären? Welches Organ hat welche Funktion? Wer bringt 

welche Themen ein? 
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4. Warum stellen Bürgermitglieder im AFI keine politischen Forderungen? Warum sind sie so 

passiv? 

5. Ist der AFI der Meinung, dass Menschen mit Migrationsgeschichte mit der jetzigen Situation 

zufrieden sind? 

6. Wie wird man Bürgermitglied im AFI? 

7. Kann ein Mensch mit Migrationsgeschichte ohne Bürgermitglied zu sein, eine Bürgerfrage im 

AFI stellen? 

8. Wäre es möglich, d ss die ‚  r ermit lieder   s mme   mme    d diskutieren, bevor ein 

    st tt i det      te  die      r ermit lieder ei €   re  er i    s i rer  itte  ä le  

und er/sie dabei sein, bei der Vorbereitung der Ausschusssitzung? 

9. Was sind die Qualifikationen, um ein Bürgermitglied zu werden? 

10. Wie wird die Ausschusssitzung vorbereitet? 

11. Wer entscheidet, was auf der Tagesordnung kommt? 

12. Was sind die Rollen und Aufgaben von Bürgermitgliedern? 

13. Über welche Themen haben sie in der jetzigen Wahlperiode diskutiert und entschieden? 

14. Was können und sollten politische Parteien tun, um Eingewanderte besser zu erreichen? 

Themen, Art der Kommunikation, Mitsprache) 

15. Was müssen Bürgermitglieder mitbringen (Qualifikationen, Motivation), um politische 

Forderungen aus den Reihen der Stadtbevölkerung in den AFI hineinzutragen und zu 

vertreten. 

16. Wie können Menschen mit Migrationsgeschichte politisiert werden? 

17. Wie können Bürgermitglieder im AfI politisch aktiviert werden? 

18. Wie kann man sie dazu zu bewegen, sich politisch zu äußern? 

19. Warum stellen Bürgermitglieder im AfI keine politischen Forderungen? 

20. Glauben Sie, dass Menschen mit Migrationsgeschichte mit der jetzigen Situation zufrieden 

sind? 

21. Warum sind die meisten Bürgermitglieder so passiv? 

22. Wie wird man Bürgermitglied im AfI?  

23. Kann ein Mensch mit Migrationsgeschichte ohne Bürgermitglied zu sein eine Bürgerfrage im 

AfI stellen? 

24. Wäre es möglich, dass die Bürgermitglieder zusammenkommen und diskutieren, bevor ein 

AfI stattfindet? Könnten die 11 Bürgermitglieder ein(e) Sprecher*in aus ihrer Mitte wählen 

und er/sie dabei sein bei der Vorbereitung einer Ausschusssitzung? 

25. Was sind die Qualifikationen ein Bürgermitglied zu werden? 

 

Die Handlungsfelder, aus der AG2 Politik für alle! und der umfangreich ausgefallene Fragenkatalog 

zeigen übereinstimmend eine Schieflage auf. Kultur- und migrationspolitischer Themen, die auf der 

Ebene der Stadtverwaltung und des AFI, einschließlich Bürgermitglieder, verhandelt werden, sickern 

kaum zur Stadtgesellschaft durch. Selbst aktiven Bürger*innen der Stadt mit und ohne 

Migrationsgeschichte – wie beispielsweise die Teilnehmenden dieses Projektes – fehlt es an Zugang 

zu Themen und Entscheidungsinstanzen, die sie und ihre alltäglichen Lebensbedingungen betreffen.  

Der Bezug zu entscheidenden Schlüsselpersonen ist gering und zeugt von einer erheblichen 

kommunikativen Distanz zwischen Betroffenen und Entscheidern. Daras ergibt sich ein dringender 
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Bedarf, die Beziehung zwischen Stadtgesellschaft und Kommunalverwaltung sowie -politik zu 

intensivieren, kommunikative Brücken aufzubauen, um den stadtpolitischen Dialog „agil“ zu führen. 

Vor diesem Hintergrund hat am 4.6.2021 die Demokratietour#2 stattgefunden. Dazu sind wir vom 

Haus der Kulturen zum Kohlmarkt spaziert. Dort angekommen, haben wir uns über den 

Migrationsprozess in der Vergangenheit und über heutige Aktivitäten informiert. Dazu haben wir ein 

Gespräch mit folgenden Schlüsselpersonen geführt: 

• Audrey Grothe (Leiterin des Büro für Migrationsfragen) und 

• Dr. Annette Boldt-Stülzebach (Kulturinstitut) 

zu aktuellen Fragen der Migrationspolitik, der kommunalen Migrations- und Kulturarbeit. Weigerhin 

mit den Zeitzeugen im Migrationsprozess der Stadt 

• Hansi Volkmann ( ehem. DGB-Gewerkschaftssekretär und Initiator des 

Internationalen Festes im Bürgerpark zum 1. Mai-Feiertag) und 

• Doris Bonkowski (ehem. Leiterin des Büro für Migrationsfragens und u.a. Initiatorin 

des Internationalen Frauenkreises) 

sein. Beide haben sich mit unermüdlichem Engagement für die Belange der migrantischen 

Bevölkerung ab den 80er Jahren eingesetzt und tun es bis heute. 

Das Gespräch wurde per Video von Rochdi Elssafi aufgezeichnet und ist unter diesem Link als lange 

und kurze Version abrufbar. 

1.4 Ziele 

Auf der Grundlage der oben genannten vorausgehenden Workshops und der Demokratietour#2 

wurde der Diskursabend mit einem migrationspolitischen Input von Galina Ortmann, 

Vorstandsvorsitzende des Niedersächsischen Integrationsrates (NIR)1 eröffnet.  

Es wurden folgende Ziele formuliert: 

o Dem  ereits im   rl    ei  e reistes Dis  ssi  st em  „  liti    r  lle “ durch einen 

migrationspolitischen Input zu vertiefen  

o Dadurch einen Impuls aus der Sicht von politisch aktiven Migrant*innen auf Landesebene, 

insbesondere einer Frau, mitgeben  

o Die Inhalte aus dem Impuls mit eigenen Erfahrungen in Verbindung bringen 

o Darüber in den Austausch kommen  

 
1 https://nds-integrationsrat.de/ 

https://www.youtube.com/watch?v=eNnAGqpf9mc&t=3s
https://www.youtube.com/watch?v=rlgsjDO6K7Y
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o Ideen entwickeln, dabei das Wissen aus dem Input auf die lokale Situation übertragen und 

dazu anregen, neue Wege zu denken 

1.5 Leitfragen 

Die Basis der Online-Workshops bilden die drei Leitfragen 

• Mitreden 

• Mitmischen 

• Mitgestalten 

die alltägliche Lebenswirklichkeiten wie, das Leben zu Hause, in Vereinen, bei der Arbeit, in der 

Schule, Uni, Kita und in der Freizeit damit in Verbindung bringen. Diese Leitfragen werden seit dem 

Kick-Off kontinuierlich diskutiert.  

Für die weitere Vertiefung waren folgende Fragen vorformuliert, die in Arbeitsgruppen hätten 

bearbeitet werden können. Da die Zahl der Teilnehmenden von 20 diesmal geringer als üblich 

ausgefallen ist, wurde aber darauf verzichtet, die Gruppe aufzuteilen. Statt der Fragen hat sich eine 

Diskussion entwickelt, die kaum Anstöße seitens der Moderation notwendig gemacht hat. 

Die vorgefassten Fragen wären gewesen:  

1. 1. Was können und sollten politische Parteien tun, um Eingewanderte besser zu erreichen? 

(Themen, Art der Kommunikation, Mitsprache) 

2. 2. Was müssen Bürgermitlglieder mitbringen (Qualifikationen, Motivation), um politische 

Forderungen aus den Reihen der Stadtbevölkerung in den AFI hineinzutragen und zu 

vertreten. 

3. Ihr gründet einen "Runden Tisch" für Themen zu "Diversität". Welche Ideen habt Ihr dafür? 

4. Übergreifendes Thema: Welche neue Narrative wollen wir erzählen? 

2 Diskursabend 

2.1 Input 

Der Titel des Inputs lautete „Politische Partizipation von Migrantinnen und Migranten  

auf kommunaler Ebene“  Dabei wurde die inhaltliche Arbeit des NIR vorgestellt. Im Anschluss daran 

widmete sich der Input der Referentin an die Förderung von Frauen, sich politisch zu beteiligen. 

o Galina Ortmann:   rst  dsv rsit e de des N      iti t ri  des  r je tes „  liti ix“. 
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Die Präsentation sowie die Wahlprüfsteine des NIR aus 2021 liegen diesem Protokoll bei. 

2.2 Ablauf 

Der Ablauf des Diskursabends weicht insofern von der ursprünglichen Planung ab, als dass wie oben 

bereits erwähnt, auf die Aufteilung der Teilnehmenden in Kleingruppen verzichtet, stattdessen sich 

eine gemeinsame Diskussion angeschlossen hat. Auch auf die vorgesehene Pause wurde verzichtet, 

sondern aufgrund des angeregten Austauschs durchdiskutiert. 

Teilnehmende: 20 

Der Ablauf war wie folgt geplant: 



 

  Diskursabend zur Demokratietour#2-M³ 10.06.2021 

17:30- 21:00, ZOOM 

Tech Support: Lukas Bergmann 

Zoomlink:  
https: https://zoom.us/j/97319484201?pwd=Mzk5Znlod2ZUaFZiT2sxdXJaSFZzZz09   
Meeting-ID: 973 1948 4201  
Kenncode: 156603  

Zeit Dauer Thema Details Props/Requisiten 

17:00 00:10:00 Technikcheck Team Cristina, Samuel, Türkân, Manja, Lukas, 
kurzer Technik- Check 

Grafik als Hintergrund für die 
Homeofficler 
Hauptraum mit Slide 
"Willkommen"  

17:30 00:30:00 Check Inn Lukas im Hauptraum mit Musik oder Slides 
Team im Break Out Room für letzte 
Besprechungen 
Für technische Probleme: Lukas' Handynummer  

Musik/ Slides: wie gehabt  
Technik: Headset alle  

18:00 00:15:00 Beginn 1. Begrüßung Türkân 
2. Cristina (Vorstellung Projekt/ Rückschluss 
auf die Demokratietour#2) 
3. Samuel (Vorstellung Kooperation LEB) 

Cristina: Visual/ Padlet und 
Demokratietoru#2, 
Projektprozess 

18:15 00:10:00 Smalltalk 
eine Runde, 10 Minuten 

1. Runde die Frage  
„Kennst Du noch Gedichte oder 
Auszählreime aus Deiner Kindheit?"  

Lukas leitet in den Smalltalk ein 
die Frage ggf. in die Break-Out 
Räume, evtl. mehr als 2 Leute 
pro Raum?  

18:35 00:10:00 Video von der 
Demokratietour#2 

Türkan / Cristina: Bericht über die 
Demokratietour#2 
Beiträge der TN 

Für Lukas:  
1. Cristina schickt Dir das 
Video, was eingeblendet 
werden soll 
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18:35 00:20:00 Input: GALINA ORTMANN Titel: Politische Gremien für MIGRATIONSPOLITIK 
- lokal und regional - Herausforderungen und 
Zukunft 

Türkân moderiert 

18:55 00:15:00 Diskussion Danach dynamische Diskussion, Impulsfragen 
setzen  
(damals, heute, Prozess, Herausforderungen, 
Entwicklungspotential) 

 

19:10 00:15:00 Pause 
 

Musik Slide 

19:25 00:50:00 
 

Je nach Anzahl der TN entscheiden wir, ob 
wir Gruppenräume benötigen oder die 
Diskussion mit allen zusammen führen.  
FRAGEN: 
1. Was können und sollten politische 
Parteien tun, um Eingewanderte besser zu 
erreichen? (Themen, Art der 
Kommunikation, Mitsprache) 
2. Was müssen Bürgermitglieder mitbringen 
(Qualifikationen, Motivation), um politische 
Forderungen aus den Reihen der 
Stadtbevölkerung in den AFI hineinzutragen 
und zu vertreten. 
3. Tea-Parties in Braunschweig- wie könnte 
das parteiübergreifende Netzwerken als 
Modell für Braunschweigs Bürgermitglieder 
sein? 
Übergreifendes Thema: Welche neue 
Narrative wollen wir erzählen? Double 
Standards überall: Privilegien sinnvoll 
nutzen? 

Davon 5 Min für die 
Anmoderation von Türkan 

20:10 00:20:00 Zusammenfassung/Plenum Inputgebende/ Moderator:innen kurzen 
Input zum jeweiligen Schwerpunktthema der 
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Arbeitsgruppen 
Zusammenfassung der Arbeitsgruppen durch 
Mitwirkende selbst, 5 Minuten pro 
Arbeitsgruppe 

20:30 00:15:00 Dikussion im Plenum 15 Min Diskussion und Abschluss  timm   s ild  er Um r  e… 
Feedback? 

20:45 
 

Abmoderation Ausblick nächsten Termine und 
Demokratietouren 

 



2.3 Ergebnisse 

Die Einstiegsfrage zum Speed Dating „W         d r  d r    m   us d    r    d     s  d d r 

b k    ?“  war ein sehr guter Opener, um ins Gespräch zu kommen und auch gleich in die Bereiche 

Sozialisation der Kindheit, gesellschaftliche/zeitliche Verortung und Sprachgebrauch zu gehen.  

Interessant war es zu beobachten, dass diese Frage sehr viel Raum für den weiteren Verlauf der 

Diskussionen öffnete. Stichworte aus den Gesprächen: 

- Der Erlkönig 

- 10 kleine N***** 

- Hexen jagen 

- Fingerabzählverse 

Das Video zur DemokratieTour2 von Rochdi El Ssafi war sehr gut zusammengeschnitten und brachte 

die     te der „ eit e   i  e “     de      t   

- Doris Bonkowski: Delegierte im Ausschuss, Vertreter*innen in der Politik, MSO immer 

fördern 

- Hansi Volkmann: Entwicklung des Ausländerausschusses und Arbeitnehmer*innenfragen als 

Reaktion auf den Brandanschlag 1992 in Mölln  

- Audrey Grothe: Netzwerken und aktuell in der Umsetzung der Antidiskriminierungsstelle 

sowie Themenfeld Extremismus 

- Anette Boldt- Stültzebach: Chancen, die Menschen zu hören bei Versammlungen wie BS 

International und den Plenarsitzungen, Ideen kommen von Menschen-> Räume von 

Kulturinstitut-> Geld von der Stadt, BS Internation ist als verwurzelte Tradition zu sehen 

Input von Galina Ortmann bewegte sich von ihrer persönlichen Biografie und ihren Aktivitäten auf 

der politischen Bühne Niedersachsens. Sie berichtet von ihrer jahrzehntelangen Arbeit und den 

bisherigen Erfolgen wie Forderung von Quoten, Lobbyarbeit für zugewanderte Menschen, 

Chancenverbesserung von Frauen. 

Galina betont, dass auch das ehrenamtliche Engagement sich über lange Jahre irgendwann auszahlt 

und sich Dinge verändern können. Sie plädiert dafür, Allianzen zu schaffen und Themen 

durchzusetzen, die die Mehrheitsgesellschaft nur peripher tangieren. Die Ressourcen für die 

kommunale Politik sind wichtig und der Zugang dazu sollte eine institutionelle Förderung bekommen.  
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Die Diskussionen darüber beziehen verschiedene Positionen von klarerer Positionierung der 

politischen Vertretungen zu bestimmten Themen (Stichwort: Neutralitätsgesetz) und dass „ei e 

  t  lt    ei er   stimm     lei    mmt“, „U verstä d is      t  lt   e , d s  iders ri  t d    

 lle  De i iti        liti “…  

Das Plenum beurteilt das ehrenamtliche, unentgeltliche Engagement als ein immer wiederkehrender 

Faktor in der politischen Arbeit von Menschen mit Migrationserbe. Dies stehe im Widerspruch zur 

politischen Arbeit der autochthonen Bevölkerung, die auch an diesen Stellen Privilegien erfahren. 

Insgesamt stellt sich die Frage, wie das Projekt MIT³ die Kraft der Teilnehmenden bündeln und in 

einen nachhaltigen Ansatz verankern kann sowie die Weiterentwicklung des Projektes zu einem 

Modellvorhaben für andere niedersächsische Städte.  



17.06.2021 Galina Ortmann

Politische Partizipation 
von Migrantinnen und 
Migranten 
auf 
kommunaler 
Ebene



17.06.2021 Galina Ortmann

◼ Vorstellung des NIR

◼ Beteiligungsformen politischer Partizipation 
von Migranten in Niedersachsen 

◼ Mitglieder und ihre Bestellung

◼ Aufgaben der Gremien und ihrer Mitglieder

◼ NIR - Positionierung in politischen 
Diskussionen

Inhalte der Präsentation



17.06.2021 Galina Ortmann

Niedersächsischer 
Integrationsrat (NIR)

◼ Vertreter von Interessen aller Migranten in 
Niedersachsen auf Landesebene

◼ ältester landesweiter Zusammenschluss von 
kommunalen Vertretungen der 
Zugewanderten in der Bundesrepublik 

◼ Bindeglied und Vernetzungsorgan zwischen 
den Kommunen und dem Land Niedersachsen

◼ Unterstützungsorgan der politischen 
Partizipation



Vorstand seit 03.03.2019

Von links nach rechts
Galina Ortmann, Vorsitzende (Hildesheim)                     

Antonia Martin Sanabria (Osnabrück)                            
Lucy Grimme (Lüneburg)                                         

Dr. Gülşan Yalçın (Göttingen) 
Dang Chau Lam (Hannover)                                                       

Achim Weber, Geschäftsführer, ganz rechts
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Der NIR ist durch (Vorstands)-
Mitglieder vertreten in:

◼ dem Bundeszuwanderungs- und Integrationsrat 

◼ der Kommission für Migration und Teilhabe des 
Niedersächsischen Landtages

◼ dem Niedersächsischen Landesschulbeirat

◼ dem Rundfunkrat des NDR

◼ dem Niedersächsischen Landesfrauenrat

◼ dem Landespräventionsrat Niedersachsen

◼ dem Netzwerk Kooperative Migrationsarbeit 



Die NIR-Vorsitzende ist auf Einladung 

der Landesregierung vertreten:
◼ In der Kommission 2030 der Landesregierung Niedersachsen

◼ Im Nds. Ministerium für Soziales, Gesundheit und Gleichstellung: im
Frauenpolitischen Forum und im wissenschaftlichen Beirat zur 
Begleitung des Mentoring-Programms „Frauen, Macht und 
Demokratie“, in der AG „Arbeitsmarktintegration von Frauen mit MH“ 
(Mitarbeit an der Entwicklung der Richtlinie zur 
Arbeitsmarktintegration (FIFA) von Frauen mit MH in Nds.)

◼ Im "Bündnis für bezahlbares Wohnen" im Nds. Ministerium für 
Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz

◼ Im Nds. Wirtschaftsministerium im Rahmen der Fachkräfteinitiative 
Niedersachsen in der AG "Arbeitsmarktintegration von Geflüchteten" 
(Schwerpunkte: Junge Erwachsene und Frauen mit 
Zuwanderungsgeschichte) 

◼ Im Bündnis "Niedersachsen packt an"

17.06.2021 Galina Ortmann
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Beteiligungsform
(Integrations-/Migrations-)Ausschuss

◼ behandelt sämtliche Themen von Integration und 
Zuwanderung,

◼ ist ein politisches Gremium,
◼ richtet sich nach der Geschäftsordnung des 

jeweiligen Rates bzw. Kreistages,
◼ wird als regulärer Fachausschuss durch Beschluss 

des Rates bzw. Kreistages gebildet,
◼ ist im NKomVG verankert, 
◼ seine Sitzungen sind öffentlich,
◼ seine beratenden Mitglieder werden gewählt oder 

benannt



Auf Initiative der Vorsitzenden hat das NIR-Plenum 
die folgenden aktuellen Themenschwerpunkte für 

den Zeitraum 2019 – 2021 beschlossen: 

◼ "Verankerung der Migrations- und Integrationsräte bzw. 
Integrationsausschüsse in der Niedersächsischen Kommunalverfassung": 
Diese Forderung hat das Plenum des NIR beschlossen und zur Beratung 
in die Kommission zu Fragen der Migration und Teilhabe überwiesen, 
Die Landtagskommission hat das Positionspapier ebenfalls beschlossen 
und in den zuständigen Ausschuss weitergeleitet.

◼ „Antirassismus, Extremismusprävention und Demokratieförderung“ in 
Kooperation mit dem Landespräventionsrat. 

◼ „Bildung und Digitalisierung“: Dazu hat der NIR ein Positionspapier 
erarbeitet, das ebenfalls im Plenum beschlossen und in die Kommission 
eingebracht wurde. 

◼ "Politische Teilhabe von Frauen mit Zuwanderungsgeschichte„: 
Einrichtung eines eigenen Mentoringprogramms 2021 - 2026

17.06.2021 Galina Ortmann
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20 Mitgliedsgremien sind                    
im NIR vertreten:

◼ Integrations(bei)räte von Bad Pyrmont, 
Delmenhorst, Emden, Garbsen, Göttingen, 
Langenhagen, Stadt und Landkreis Lüneburg, 
Wunstorf, Gemeinde Weyhe

◼ Migrations(bei)räte von Northeim, Osnabrück, 
Hildesheim und Landkreis Hameln-Pyrmont

◼ Integrationsausschüsse von Wilhelmshaven, 
Oldenburg, Braunschweig, Salzgitter, LK HI

◼ Internationaler Ausschuss der LH Hannover



Delegierte und Mitglieder 
im NIR

◼ Mitgliedsgremien wie zum Beispiel der 
Migrationsbeirat der Stadt Hildesheim 
entsenden zwei gewählte Delegierte:

◼ Galina Ortmann, Mohammed Nouali,

antrags- und stimmberechtigt; und

◼ Bernward Kiel, Integrationsbeauftragter,

nur antragsberechtigt

Galina Ortmann
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Grundsätzliches zur 
Beteiligungsform

– Politisches Gremium

– Verankerung in der politischen Landschaft der 
Gemeinde, der Kommune, des Landkreises

– vertritt Interessen aller Zuwanderer*innen

– hat Querschnittsaufgaben

– seine Arbeitsinhalte und Besetzung legt der 
jeweilige Rat durch Beschluss fest

– Delegierte mit Migrationsgeschichte oft als 
politische Laien
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Allgemeine Ziele

− Verbesserung der Integration vor Ort

– Förderung der gleichberechtigten Teilhabe aller 
Bevölkerungsgruppen am gesellschaftlichen Leben der 
Kommune

– Förderung der Beteiligung am kommunalpolitischen 
Geschehen

– Umsetzung des Kommunalen Wahlrechts für 
Drittstaatsangehörige

– Interkulturelle Öffnung der demokratischen Parteien, 
des öffentlichen Dienstes und von Organisationen

– Vernetzung auf Landes- und Bundesebene
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Beteiligungsform
Integrations(bei)rat

◼ ist ein Gremium der Migrationsbevölkerung in 
Stadt, Gemeinde oder Landkreis,

◼ ist die offizielle politische Interessenvertretung 
aller Einwohnerinnen und Einwohner mit 
Migrationsgeschichte in einer Gemeinde,

◼ wird nach den Grundsätzen einer allgemeinen, 
freien, geheimen und unmittelbaren Wahl gewählt 
oder vom Rat bzw. Kreistag benannt, 

◼ tritt vor allem für die Gleichstellung zwischen den 
migrantischen und deutschen Einwohnerinnen 
und Einwohnern auf kommunaler Ebene ein,

◼ ist im NKomVG nicht verankert.
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Wesentliche Gemeinsamkeiten 
und Unterschiede dieser Gremien

Beirat

◼ berät über Angelegenheiten, die 
die Belange der zugewanderten 
Bevölkerung berühren 
und gibt Empfehlungen

◼ kann über Vertreter in den 
zuständigen Ausschüssen 
Anfragen und Anträge stellen 
und Empfehlungen abgeben

◼ kann eigene 
Öffentlichkeitsarbeit betreiben

◼ kann sich an Netzwerkarbeit 
beteiligen und eigene 
Arbeitskreise einrichten

Ausschuss

◼ entscheidet über Drucksachen 
zur Integrationspolitik 
(Querschnittsgremium)

◼ hat als Teil des Rates keine 
eigene Öffentlichkeitsarbeit

◼ keine Netzwerkarbeit
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Wesentliche Gemeinsamkeiten und 
Unterschiede bei den Mitgliedern mit 

Migrationshintergrund

Mitglieder mit Migrationsgeschichte im 
Beirat

◼Stimmrecht

◼Demokratische Wahl, Benennung 
oder Auswahl in einer Gründungs-
veranstaltung

◼Beratende Funktion in den 
Ausschüssen, in die sie entsandt werden

Mitglieder mit Migrationsgeschichte im 
Ausschuss

◼Beratende Funktion, Antragsrecht

◼Demokratische Wahl, Benennung oder 
Wahl durch Findungskommission mit 
Zustimmung des Rates bzw. Kreistages 

◼Beratende Funktion in den Ausschüssen

-Nichtdeutsche im Sinne des Art. 116 GG

-Eingebürgerte

-Aussiedler (Deutsche) im Sinne des Art. 116 Abs.1 GG

-Geflüchtete
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Mitglieder und ihre Bestellung

▪ Zwischen 8 und 28 Personen (je nach Geschäftsordnung) mit und 
ohne Stimmrecht

▪ In der Regel Migrantenvertreter (der größten ethnischen Gruppen) 
und Vertreter*innen des Rates

▪ Integrations-/Gleichstellungsbeauftragte

▪ Auch Vertreter der MSO, Glaubensgemeinden oder 
Integrationsberatungsstellen etc.

▪ Anteil der Migranten variiert

▪ Bei Benennung und Empfehlung durch eine Findungskommission 
bedarf die Besetzung der Zustimmung des Rates 

▪ Bei Wahlen oft gekoppelt an die Kommunalwahlen 
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Beispiele der Aufgaben

▪Vertretung besonderer Interessen aller Menschen mit 
Migrationsgeschichte. Besondere Interessen sind solche, die sich 
aus der ethnischen, sozialen und rechtlichen Stellung von 
Migrantinnen und Migranten ergeben.

▪ Integrationsmaßnahmen gemeinsam mit Einrichtungen und 
Behörden entwickeln sowie auf den Abbau institutioneller und 
struktureller Hindernisse zur Integration hinwirken.

▪Kontakte zwischen der einheimischen und zugewanderten 
Bevölkerung, den Migrantenvertretungen und den mit der 
Förderung der Integration befassten Einrichtungen vermitteln 
bzw. herstellen.

▪Organisation von Veranstaltungen und Fortbildungsreihen.
▪ Begleitung der Umsetzung regionaler Integrationspläne.
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Der NIR fordert:

▪ Jede Kommune muss eine verbindliche kommunale Migrantenvertretung 
haben, die in ihren Grundzügen i Nds. Kommunalverfassungsgesetz 
dargestellt sein sollte.

▪ Fortbildung zu kommunalpolitischen Themen (zu Entscheidungsprozessen 
in Kommunalpolitik und -verwaltung)  für die Mitglieder der Gremien.

▪ Unterstützung durch die Kommunalpolitik und entsprechend durch die 
Verwaltung.

▪ Ein Beirat darf von der Kommunalpolitik nicht abgekoppelt sein. 
Verankerung in der Kommune.

▪ Finanzielle und personelle Ressourcen für die Arbeit des Gremiums.

▪ Einheitlichkeit auf Landesebene: Landespolitik benennt Kriterien, nach 
denen die Arbeit gestaltet und überprüft werden kann. Hierzu gehört auch 
das kommunale Monitoring.
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Vielen Dank für Ihre 
Aufmerksamkeit
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Wahlprüfsteine des Niedersächsischen Integrationsrates (NIR) 

 

I. Verankerung der Migrations- und Integrationsbeiräte  

Kommunalwahl 
Zur Verbesserung der kommunalpolitischen Partizipation von Migrant*innen ist die Organisationsform 
des hiesigen Integrationsbeirates zu erweitern. Dazu zählt z.B. eine Geschäftsführung durch die 
Verwaltung mindestens in Teilzeit sowie ein eigenes Budget für Fortbildung und Öffentlichkeitsarbeit. 
Dem bzw. der  Vorsitzenden ist ein jährliches Rederecht vor dem Rat/Kreistag einzuräumen. Darüber 
hinaus ist in jeder Legislaturperiode in Zusammenarbeit mit den örtlichen Ratsfraktionen ein lokales 
kommunalpolitisches Mentoring für interessierte Migrant*innen anzubieten, das dazu dient, die 
Beteiligung von Migrant*innen und in der Kommunalpolitik zu erhöhen. Ferner ist auf der Landesebene 
darauf hinzuwirken, dass unter bestimmten Bedingungen die Einrichtung und Organisationsform eines 
Integrationsbeirates im Nds. Kommunalverfassungsgesetz verankert wird.            
  
Landtagswahl 
Zur Verbesserung der kommunalpolitischen Partizipation von Migrant*innen ist die Organisationsform 
der lokalen Integrationsbeiräte im Nds. Kommunalverfassungsgesetz dahingehend zu ergänzen, dass 
unter bestimmten Bedingungen die Einrichtung und Organisationsform eines Integrationsbeirates in der 
Kommune verankert wird. Darüber hinaus ist durch geeignete Maßnahmen die Organisation des 
entsprechenden Landesverbands, also des Niedersächsischen Integrationsrates, abzusichern. 
Insbesondere ist die Landesgeschäftsstelle institutionell zu fördern. 
 
Fragen:  

• Die unabhängige Zukunftskommission „Niedersachsen 2030“ hat der Landesregierung im März 
2021 empfohlen, die o. g. Vorschläge und Forderungen des NIR umzusetzen. Werden Sie und 
Ihre Partei sich auch für die Verankerung der Beiräte einsetzen? 

• Wird Ihre Partei dafür sorgen, dass die kommunalen Integrationsbeiräte über ausreichende 
personelle und finanzielle Ressourcen verfügen werden?  

• Bezieht Ihre Partei Integrationsbeiräte in die Entscheidungsprozesse mit ein? Wenn ja, wie? 
Wenn nein, warum?    

 
         
II. Rassismus, Rechtsextremismus-Prävention und Antidiskriminierung  

Das Fundament unseres Zusammenlebens in der Einwanderungsgesellschaft ist das Grundgesetz. Es 
gilt, die darin verankerten Werte und Rechte zu kennen, sie bewusst wahrzunehmen, umzusetzen und 
darauf aufbauend, gesellschaftlichen Zusammenhalt zu verwirklichen. Dabei ist die gleichwertige 
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Teilhabe von Menschen mit Migrationsgeschichte am sozialen, wirtschaftlichen, kulturellen und 
politischen Leben eine zentrale Voraussetzung für eine gemeinsame Stärkung der Demokratie. Leider 
erleben wir in den letzten Jahren einen massiven Anstieg rassistisch motivierter Diskriminierungen im 
Arbeitsleben und bei Alltagsgeschäften. Menschen werden wegen ihres Namens, ihres „nicht-
deutschen“ Aussehens oder ihrer Religion bei Bewerbungen übergangen oder bekommen keine 
Wohnung. Personen mit Mehrfachzugehörigkeiten (z.B. Frau mit Migrationsgeschichte, muslimisch, 
lesbisch) sind im besonderem Maße betroffen und benötigen besonderen Schutz. Um dies zu 
gewährleisten, bedarf es einer Reform des Allgemeinen Gleichbehandlungsgesetzes, das seit 2006 die 
Diskriminierung aufgrund von Herkunft, Geschlecht oder Religion verbietet sowie die Einrichtung von 
Antidiskriminierungsstellen auf Landesebene sowie in den Regionen. Zudem ist der Aufbau wirksamer 
Maßnahmen gegen Rassismus und Diskriminierung auf operativer Ebene notwendig, da Rassismus 
und strukturelle Diskriminierung den gesellschaftlichen Zusammenhalt massiv bedrohen. 

Diskriminierung und Rassismus – Zeit zu handeln! 
 
Rassismus ist Teil unserer Gesellschaft. Es erfüllt uns mit großer Sorge, dass rassistisches Handeln im 
Alltag zunimmt und sich rassistische Strukturen weiter verfestigen. Hier ist die Politik aufgefordert, den 
Nährboden und jede Form von rassistischer Gewalt zu bekämpfen. Von der Landesregierung erwarten 
wir: 

➢ Eine konsequente und lückenlose Aufklärung aller rechten Gewalttaten. Die Politik und die 
zuständigen Behörden müssen mehr Einsatz für den Schutz von bedrohten Menschen zeigen 
und eine menschenwürdige Asyl- und Flüchtlingspolitik verwirklichen. 

➢ Ein Landesantidiskriminierungsgesetz (LADG), am Beispiel Berlins. Dies kann ein wichtiges 
Instrument zur Bekämpfung der strukturellen Diskriminierung werden. Es muss gleichzeitig zur 
Stärkung der Rechte von Betroffenen beitragen und ihnen mehr Möglichkeiten bieten, gegen 
Behörden, Polizei, Schulen, Universitäten, Bürgerämter etc. juristisch vorzugehen. 

➢ Die Einrichtung einer unabhängigen Landesantidiskriminierungsstelle (ADS) bzw. regionale 
Antidiskriminierungsberatungsstellen. Die ADS kann dadurch ein stärkeres öffentliches 
Bewusstsein für den Diskriminierungsschutz schaffen und die Beratungsinfrastruktur in 
Kooperation mit zivilgesellschaftlichen Institutionen ausbauen und effektiver gestalten. 

➢ Unabhängige Polizeibeauftragte, Kommunale Sicherheitspartnerschaften vor Ort. Rassistische 
Strukturen in den Sicherheitsbehörden müssen untersucht, aufgedeckt und zerschlagen 
werden. 

➢ Schutz von Moscheen, Synagogen und gefährdeten Einrichtungen. 
➢ In der Geschichts- und Migrationsforschung und auch in der Erinnerungspolitik gibt es noch 

große Leerstellen, z. B. Rassismuskritische Bildung sowie die Aufarbeitung des Kolonialismus 
im Schulunterricht. Denkmäler bzw. Straßennamen müssen Orte des Lernens werden, sie 
müssen Informationen und Debatten ermöglichen. 

➢ Stärkung der Demokratieförderung durch ein Landesdemokratiefördergesetz (LDFG). Mit Blick 
auf bedenkliche Zunahme extremistischer Gewalt wollen wir gesetzlich verankern, dass die 
Demokratieförderung eine gesamtstaatliche Landesaufgabe wird. Es ist an der Zeit, dass wir 
die wertvollen Strukturen, die in den letzten Jahren und Jahrzehnten geschaffen wurden, 
dauerhaft fördern, absichern und ausbauen. 

➢ Umsetzung und Finanzierung des niedersächsischen Aktionsplanes: „Wir sind Niedersachsen. 
Für Zusammenhalt. Gegen Rassismus“, der von der Landtag-Kommission Migration und 
Teilhabe (MuT) zugestimmt wurde. Die Einbindung der Zivilgesellschaft steht im Aktionsplan 
ausdrücklich und trägt für den gesellschaftlichen Zusammenhalt und den demokratischen 
Grundwerte bei. 

➢ Stärkung der Vielfalt für ein friedliches Zusammenleben im Einwanderungsland Niedersachsen. 
Es ist dringend erforderlich, dass die Landesregierung bei allen Maßnahmen die Perspektiven 
von Migrant*innen und von Geflüchteten einbezieht und berücksichtigt. 

  
Fragen: 

• Hält Ihre Partei neue und zusätzliche Konzepte gegen Rassismus und Diskriminierung auf 
kommunaler Ebene für ein friedliches Zusammenleben für notwendig? 

• Wie beabsichtigt Ihre Partei sich bei der künftigen Einrichtung einer kommunalen Anti-
Diskriminierungsstelle in den Kommunen einzubringen? Und Wie werden Sie dabei die 
Integrationsbeiräte unterstützen? 

• Welche Unterstützung leistet Ihre Partei, um das antirassistische Engagement von 
zivilgesellschaftlichen Organisationen zu unterstützen? 

• Setzt sich Ihre Partei dafür ein, dass die kommunalen Mitarbeiter*innen für die Themen Anti-
Rassismus und Anti-Diskriminierung sensibilisiert werden und entsprechende Fortbildungen 
erhalten?  
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III. Landespartizipationsgesetz  

Für eine gelingende Integration in einer Einwanderungsgesellschaft wie Deutschland bedarf es der 
Teilhabe von Menschen mit Migrationsgeschichte auf allen gesellschaftlichen Ebenen. Um 
gleichberechtigte Teilhabe zu ermöglichen, müssen zuerst die gesetzliche Rahmenbedingungen 
geschaffen werden bzw. verbindlich gesichert werden. Der NIR fordert deshalb seit Jahren die 
Verabschiedung eines  Nds. Partizipationsgesetzes.  

Das Partizipationsgesetz hat zum Ziel, eine diverse Gesellschaft anzuerkennen, Diskriminierung und 
institutioneller sowie struktureller Benachteiligung konsequent entgegenzuwirken. Dazu muss das 
Partizipationsgesetz Strukturen auf der Landes- und kommunalen Ebene schaffen, welche ein klares 
Bekenntnis zu einer vielfältigen durch Einwanderung geprägten Gesellschaft fördern und somit der 
gesellschaftliche Zusammenhalt als gesamtgesellschaftliches Ziel gesetzt ist.  

Zudem soll die Förderung und Ermöglichung von gesellschaftspolitischen Vertretungen auf allen 
politischen, gesellschaftlichen Entscheidungsebenen von der kommunalen Ebene aufwärts forciert 
werden, sowie die Erweiterung des Wahlrechts, insbesondere des Kommunalwahlrechts, das auch eine 
Vereinfachung der Einbürgerung vorsieht. Die Regierungen sind politisch verantwortlich, Gesetze zu 
erlassen und Maßnahmen ,Strukturen einzuführen. Der NIR fordert deshalb vom Land Niedersachsen, 
ein Partizipationsgesetz zu erlassen, ähnlich wie es bereits in NRW, Berlin und Baden-Württemberg 
und Bayern beschlossen und erfolgreich umgesetzt wurde. 

Fragen: 

• Wie viele Kandidat*innen mit Migrationshintergrund stehen auf den aussichtsreichen Plätzen 
für den Stadtrat auf Ihrer Liste? 

• Wie wollen Sie die Arbeit der Integrationsbeiräte und anderer Migrantenselbstorganisationen 
zukünftig unterstützen? 

• Viele Menschen in Niedersachsen haben eine Migrationsgeschichte. Welche Ideen und 
Konzepte haben Sie, um die politische, kulturelle und gesellschaftliche Partizipation von 
Migrant*innen in zu verbessern? 
 

 
IV. Nachhaltige interkulturelle Öffnung der Gesellschaft, ihrer Organisationen und Institutionen 
und demokratischen Parteien  

Ein wichtiger Schlüssel für gleichberechtigte Teilhabe in der Einwanderungsgesellschaft ist die 
nachhaltige interkulturelle Öffnung der Gesellschaft, ihrer Organisationen und Institutionen. Unsere 
Gesellschaft ist vielfältig. Diese Vielfalt spiegelt sich nicht in der Legislative, Judikative und Exekutive. 
Nicht in der Verwaltung, Politik, in der Wohlfahrtspflege, in den Chefetagen, nicht in den Medien. Nach 
wie vor sind Menschen mit Migrationsgeschichte in der öffentlichen Verwaltung gemessen an ihrem 
Anteil an der Gesamtbevölkerung von rund 23,0% stark unterpräsentiert. Der Mikrozensus schätzt den 
Anteil auf 6%. Sowohl auf der Bundes- als auch auf der Landesebene gibt es bisher leider keine 
fundierte Zahlen über die Anzahl der Personen mit Migrationsgeschichte in der öffentlichen Verwaltung. 

Zurzeit wird auf der Bundesebene im Auftrag der Integrationsbeauftragten der Bundesregierung vom 
Bundesinstitut für Bevölkerungsforschung (BiB) eine Studie „Kulturelle Vielfalt der Verwaltung 
Repräsentation und Wahrnehmung von Diversität im öffentlichen Dienst in Deutschland“ zur Erhebung 
des Anteils der Beschäftigten mit Migrationsgeschichte in der öffentlichen Verwaltung auf der 
Bundesebene geführt, die im Dezember 2020 veröffentlicht werden soll. Die Studie untersucht als erste 
umfassend die kulturelle Vielfalt in der Bundesverwaltung in Deutschland:  

Der öffentlichen Verwaltung als bundesweit größter Arbeitgeber - von der Bundesebene bis in die 
Kommune - kommt mit Blick auf die Repräsentanz aller Bevölkerungsanteile eine Vorbildrolle zu. Der 
Staat kann selbst in diesem Beschäftigungssektor Diskriminierungen entgegenwirken und verbindliche 
Quoten festlegen. Zudem erhöht sich die Identifikation mit dem Staat und seinen Institutionen, wenn 
alle Bevölkerungsgruppen in der öffentlichen Verwaltung angemessen repräsentiert sind. 

Die Vielfalt in der Bevölkerung sollte sich auf allen gesellschaftlichen Ebenen widerspiegeln. Erst dann 
spricht man von einer gelungenen Integration. Der NIR fordert seit langem die nachhaltige interkulturelle 
Öffnung der Gesellschaft, ihrer Organisationen, Institutionen und demokratischen Parteien. Wir fordern 
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verbindliche Quoten und mehr Menschen mit Migrationsgeschichte auch in Schlüsselpositionen als 
Ausdruck einer gleichberechtigten Teilhabe in der Einwanderungsgesellschaft.   

Fragen:  

• Welche Maßnahmen wollen Ihre Partei und Sie ergreifen, um den Anteil von Menschen mit 
Migrationsgeschichte in der öffentlichen Verwaltung (auch in Schlüsselpositionen) zu erhöhen? 

• Welche (politischen) Maßnahmen können und sollten zukünftig ergriffen werden, um 
bestehende Repräsentationslücken sichtbar zu machen und zu schließen?  

• Befürworten Sie und Ihre Partei die Einführung von verbindlichen Quoten befürworten und diese 
in Ihr Wahlprogramm aufnehmen. 
 
 

V. Politische Teilhabe/Partizipation 

Gemessen an ihrem Bevölkerungsanteil (rund 25,5 Prozent) sind Menschen mit Migrationsgeschichte 
sowohl im Bundestag als auch in den Landes- und Kommunalparlamenten deutlich unterrepräsentiert. 
Der Anteil unter den Abgeordneten im Bundestag liegt bei 8,2% und in den Landtagen bei 4,5% (vgl. 
Statisches Bundesamt 2019 u. Integrationsmonitoring der Länder 2019). Zum Anteil der 
Mandatsträger/Mandatsträgerinnen mit Migrationshintergrund in den Kommunen gibt es keine aktuellen 
Erhebungen. Zuletzt hat das eine Studie des Max-Planck-Instituts untersucht. Sie wurde zwischen 2006 
und 2011 in den damals 77 deutschen Großstädten durchgeführt. Demnach hatten 4% der 
Stadtratsmitglieder einen Migrationshintergrund. Ihr Anteil an der großstädtischen Gesamtbevölkerung 
lag bei durchschnittlich 27 Prozent. Zu Frauen mit Migrationsgeschichte fehlen auf der Bundes-, Landes- 
und kommunalen Ebene fundierte Zahlen. Vor diesem Hintergrund fordert der NIR die Erhebung von 
Zahlen von Mandatsträgern (auch Frauen) mit Migrationsgeschichte in den Kommunen und in den 
Landtagen. Um dieses gravierende Demokratiedefizit zu beheben bzw., um den Anteil von Menschen 
mit Migrationsgeschichte in den Kommunalparlamenten zu erhöhen, hat der NIR mit Blick auf die 
Kommunalwahl 2021 ein landesweites Mentoringprogramm aufgelegt, das sich an alle Menschen mit 
Migrationsgeschichte richtet. Die Migrations- und Integrationsbeiräte bilden eine wichtige Plattform 
politischer Sozialisation der zugewanderten Bevölkerung. 

Fragen: 

• Wie wollen Sie die Arbeit der Integrationsbeiräte und anderer Migrantenselbstorganisationen 
zukünftig unterstützen? 

• Viele Menschen in Niedersachsen haben eine Migrationsgeschichte. Welche Ideen und 
Konzepte haben Sie, um die politische, kulturelle und gesellschaftliche Partizipation von 
Migrant*innen in zu verbessern? 

 
 
VI. Wahlrecht für Drittstaatsangehörige  
 
Auf kommunaler Ebene sollten alle, auch Nicht-EU-Bürgerinnen und -Bürger, die dauerhaft in 
Deutschland leben, wählen dürfen. Staatsangehörige der Mitgliedstaaten der Europäischen Union 
dürfen in Städten und Gemeinden sowie in Landkreisen längst wählen und auch selbst für ein Amt 
kandidieren. 
 
Das Wahlrecht ist die wichtigste Form der politischen Teilhabe, die auch den Nicht-EU-Bürgerinnen und 
-Bürgern zustehen sollte. In Niedersachsen lebende ausländische Bürgerinnen und Bürger aus Nicht-
EU-Staaten, die hier bereits länger leben und arbeiten, können aber Oberbürgermeister*in oder 
Gemeinderäte nicht wählen und folglich in ihrer Kommune nicht mitreden. 
 
Zugewanderte engagieren sich ehrenamtlich in Vereinen und Verbänden. Sie nehmen aktiv an der 
Gesellschaft teil, dürfen aber nicht mitbestimmen, wenn verbindliche Regeln für alle Einwohner 
aufgestellt werden. Menschen, die dauerhaft hier leben, sind Teil der Stadtgemeinde und wollen diese 
auch mitgestalten. Das kommunale Wahlrecht für alle ist deshalb ein wichtiger Schritt, um in 
Niedersachsen die politische Teilhabe zu fördern. 
 
Das kommunale Wahlrecht ist auch Anerkennung für die seit vielen Jahren in Deutschland lebenden 
ausländischen Staatsangehörigen, die gut integriert und fester Bestandteil unserer Gesellschaft sind. 
Ein kommunales Wahlrecht für alle stärkt die Integration von Menschen mit Migrationsgeschichte. Es 
sendet eine wichtige Botschaft sowohl an Migrantinnen und Migranten als auch an unsere Gesellschaft: 

https://mediendienst-integration.de/migration/bevoelkerung.html#c1239
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Menschen, die dauerhaft hier leben, sind gleichberechtigte Mitbürgerinnen und Mitbürger und wichtige 
Mitglieder unserer Gesellschaft. 
 
Frage: 

• Wie stehen Sie zum kommunalen Wahlrecht für alle Menschen aus Drittstaaten? Sollen Ihrer 
Ansicht nach alle Einwohnerinnen und Einwohner unserer Stadt, die seit fünf Jahren in 
Deutschland leben, an den Kommunalwahlen teilnehmen können? 

 
 
VII. Arbeitsmarktintegration  
 
Niedersachsen wird zukünftig aufgrund des demokratischen Wandels und steigender Fachkräftebedarfe 

Zuwanderung in den Arbeitsmarkt benötigen. Bisher hat Niedersachsen vor allem von der 

Binnenmobilität in der EU profitiert und insofern eine „Freizügigkeitsdividende“ eingefahren. Diese wird 

absehbar abnehmen, da auch andere Länder im EU-Raum vor ähnlichen Herausforderungen stehen 

wie die Bundesrepublik. Im Dezember 2019 betrug die Zahl der in Nds. angemeldeten Ausländer*innen 

841.165 Personen, von denen die größte Gruppe Migrant*innen aus EU-Staaten (Polen, Rumänien, 

Niederlande, Italien, Bulgarien, Griechenland, Spanien usw.) darstellen. Die größte Gruppe außerhalb 

der EU stellten die Migrant*innen aus der Türkei dar, gefolgt von Syrien, Irak, Russland, Afghanistan 

und Serbien. Einen Fluchtkontext hatten 141.227 Personen (vgl. Integrationsmonitoring Migration und 

Teilhabe Nds, 2018).  

Um den Fachkräftebedarf zukünftig decken zu können, empfiehlt es sich einerseits die gezielte 

Anwerbung ausländischer Fachkräfte aus Drittstaaten zu verstärken, die im Rahmen des 

Fachkräfteeinwanderungsgesetzes erfolgen kann. Dazu hat die Landeregierung u.a. die zentrale 

Beratungsstelle Ausländer*innen und Fachkräftesicherung, (ZBS-AuF) eingerichtet. Hochqualifizierte 

Fachkräfte sollen sich möglichst langfristig an Deutschland/Niedersachsen binden und hier eine neue 

Heimat finden. Dafür ist aus meiner Sicht ein gutes Integrationsmanagement für Fachkräfte und ihre 

mitziehenden Familienangehörigen notwendig. Anderseits ist es zwingend notwendig, den Fokus 

stärker auf das inländische Fachkräftepotenzial  bzw. die Potenziale in Niedersachsen lebenden 

Menschen mit Migrationshintergrund bzw. insbesondere von jungen Menschen und (hochqualifizierte) 

Frauen mit Migrationsgeschichte zu richten, diese gezielter zu fördern und zu erschließen, um den 

Fachkräftebedarf in Niedersachsen langfristig und nachhaltig sichern zu können. Die niedersächsischen 

Unternehmen sollten für die Potenziale dieser Zielgruppe sensibilisiert werden.  

Aktuelle Analysen (u.a. Studie der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung 
(OECD), der Europäischen Kommission zu „Zusammenwachsen. Integration von Zugwanderten: 
Indikatoren 2018“) zeigen enorme ungenutzte Beschäftigungspotenziale u. a. von Frauen mit 
Migrationsgeschichte und weisen darauf hin, dass die Situation von Migrantinnen auf dem Arbeitsmarkt 
dringend verbessert werden sollte. Laut dem Integrationsmonitoring Nds. 2019 ist bei Frauen mit 
Migrationsgeschichte der Beschäftigungsabstand zur im Inland geborenen Bevölkerung größer als bei 
Männern (76,8% zu 83,7%) und liegt bei 61,9% (bei Frauen ohne Migrationsgeschichte bei 76,7%). 
Zwar ist die Erwerbsbeteiligung gestiegen. Allerdings arbeitet fast jede dritte erwerbstätige Migrantin in 
einem Job, der nur geringe Qualifikationen erfordert. Die Erwerbstätigenquote von deutschen Frauen 
im Alter von 30 bis 49 Jahre mit Fachhochschulabschluss liegt bei 90 Prozent. Bei ausländischen 
Frauen mit gleicher Qualifikation liegt die Quote nur bei 65 Prozent. Das zeigt, dass die Chancen am 
Arbeitsmarkt nach wie vor ungleich verteilt sind und dass die Frauen mit Migrationsgeschichte aufgrund 
der Herkunft und ihres Geschlechtes mehrfach diskriminiert sind. Die bestehende Defizite sollten 
schnellstmöglich abgebaut werden. Die arbeitsmarktpolitischen Maßnahmen sollten darauf abzielen, 
die Erwerbsbeteiligung und Aufwärtsmobilität von Frauen mit Migrationsgeschichte zu erhöhen und 
Zugang zu qualifizierten Jobs zu ermöglichen. 
 
Der NIR begrüßt in diesem Zusammenhang den migrationspolitischen Ansatz der Landesregierung und 
unterschiedliche Förderprogramme, Projekte und Maßnahmen, die bisher auf den Weg gebracht 
wurden, wie z. B. seit 2018 das durch das Sozialministerium gefördertes Netzwerk NeMIA - 
„Migrantinnen und Arbeitsmarkt Niedersachsen“ und das „Bündnis Niedersachsen packt an“ 
(Schwerpunkt Integration von Geflüchteten), die im bundesweiten Vergleich einmalig sind.  
 
Frage: 

• Sind Sie bereit, in Ihrer Partei und darüber hinaus Projekte und Maßnahmen zur 
Arbeitsmarktintegration insbesondere für zugewanderte Frauen zu unterstützen? 
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VIII. Digitalisierung und Bildung  
 
Bereich 1: Kindergarten und Schule  

Eine Studie der Bertelmann Stiftung von 01.02.2020 besagt, dass nach wie vor Kinder mit 
Migrationsgeschichte in der Kindertagesbetreuung unterrepräsentiert sind. Damit Kinder mit 
Migrationsgeschichte bei Schuleintritt über ausreichende Deutschkenntnisse verfügen, sollten sie so 
früh wie möglich mit deutschsprachigen Kindern spielen. 
 
Fragen: 

• Welche Handlungsoptionen könnten Sie mit Ihrer Partei/Fraktion unterstützen, damit mehr 
Kinder mit Migrationsgeschichte früher in die Kitas kommen?  

 

• Welche Maßnahmen könnte man Ihrer Meinung nach ergreifen, damit es in keinem Viertel zu 
Kindergärten kommt mit einem so hohen Migrantenanteil, dass die Kinder kaum Chancen 
haben, sich mit Gleichaltrigen auf Deutsch zu unterhalten? 

 
Kinder und Jugendliche wachsen heutzutage zunehmend in einer multikulturellen Gesellschaft auf. Falls 
richtig gefördert können Kinder problemlos in verschiedenen Kulturen und in mehreren Sprachen richtig 
handeln, was später zu Vorteilen im Beruf und in der Wirtschaft führt.  
Frage: 

• Wie wollen Sie die natürliche Mehrsprachigkeit fördern? 
 
Die folgende Tabelle (s. Daten Integrationsmonitoring - Schulabgänger*innen 2018) führt ernüchternd-
traurige Bildungskarrieren vor Augen, die insbesondere junge Menschen mit Migrationsgeschichte 
betreffen: 
  

 ohne MG mit MG Differenz 

kein Abschluss 2,6 % 19% 7, 3 mal höher 

HS-Abschluss 13,2% 26,6% 2 mal höher 

RS-Abschluss 44,4% 38,1% 1,2 mal niedriger 

Hochschulreife 34,6% 10,4% 1/3 der SuS 

Kein beruflicher Abschluss                      

(25-35jährige) 

14,8% 38,4% 2,6 mal höher 

 

Fragen:                                                                                                                                                                                             

• Wie wollen Sie die Unterschiede in den Schulabschlüssen zwischen den Schüler*innen mit und 

ohne Migrationsgeschichte ausgleichen?  

• Welche Strategien würden Sie entwickeln, um die Differenz bei der Hochschulreife zu 

minimieren? 

• Welche praktisch-nachhaltigen Schritte wären zu verankern, damit niemand die Schule ohne 

Abschluss verlässt und alle ohne die Hürde eines mangelnden Berufsabschlusses in die 

Arbeitswelt eintreten können?  

• Mit welchen sofortigen Maßnahmen könnte man vermeiden, dass sich die o.g. Situationen 

durch die erschwerten Bedingungen infolge der Corona-Pandemie nicht noch gravierender 

verstärken und erreichen, dass junge Menschen perspektivvoll in die Zukunft blicken können? 

 

Bereich 2: Personal und Bildungsqualität 

Wie man aus skandinavischen Ländern längst kennt: Kleinere Klassen führen durch eine Kind 
gerechtere Förderung zu besseren Bildungsergebnissen und so zu einer höheren Chancengleichheit. 
 
Frage: 

• Wie ist Ihre Meinung zu den Klassenstärken/Teilungsgrenzen, die an niedersächsischen 
Schulen angemessen wären, um das Ziel „Chancengleichheit“ tatsächlich zu erreichen? 
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Inklusion beinhaltet facettenreiche Förderung.  
 
Frage: 

• Wie sehen Sie die Zukunft der dazu nötigen multiprofessionellen Teams (Lehrkräfte + 
Förderschullehrkräfte + Pädagogische Mitarbeiter/innen) in der Schule? 

 
An den Schulen, vor allem an den kleineren Schulen, fehlen durchgehend Schulassistenten/-innen, die 
den Lehrkräften ermöglichen, sich auf ihre pädagogische Arbeit mit Kindern zu konzentrieren.  
 
Frage: 

• Wie könnte die Einstellung solcher Personen unterstützt werden? 
 
Seit Jahren klagen wir über Lehrkräftemangel. Zugleich wird eine schnellere Anerkennung 
ausländischer Abschlüsse gefordert. 
 
Fragen: 

• Wie stehen Sie zu diesem Thema? 

• Was würden Sie unternehmen, damit die Lehrkräfte mit ausländischen Abschlüssen schneller 
eine Anstellung im Schuldienst finden? 

 
In einigen Berufen, wie bei der Polizei bzw. der Bundeswehr, wird gezielt Werbung für die kulturelle 
Vielfalt der Mitarbeiter gemacht. Die Schülerschaft spiegelt die sprachlich-kulturelle Vielfalt der 
Gesellschaft. 
 
Frage: 

• Was würden Sie tun, um die kulturelle Vielfalt in allen pädagogischen Berufszweigen, 

insbesondere im Lehrerberuf, zu steigern? 

Viele erfolgreiche Fördermaßnahmen im Bildungsbereich sind auf Projekte beschränkt und haben daher 

eine kurze Laufzeit. 

 
Frage: 

• Welche Schritte würden Sie mit Ihrer Partei/Fraktion unternehmen, damit diese Erfahrungen 
nicht verloren gehen, sondern erfolgreiche Maßnahmen verlängert, bekannt gemacht bzw. 
verbreitet und im System implementiert werden? 

 
Personalressourcen und Ausbildungsniveau gelten nach vorliegenden Studien der Qualitätsforschung 
als zentrale strukturelle Rahmbedingung, die die Qualität der pädagogischen Arbeit positiv-erfolgreich 
beeinflusst.  
 
Frage: 

• Wie wollen Sie qualitative Forschung in den Bereichen Bildung/ Erziehung/ Hochschule 
institutionell dauerhaft fordern? 

 
Ein weiteres Ziel in Schulen ist Demokratie und Anerkennung der Vielfalt von Anfang an.  
 
Frage: 

• Wie wollen Sie ein regelmäßiges Monitoring implementieren, um Rassismus und 
Diskriminierung vom Bildungssystem zu bannen? 

 

Bereich 3: Digitalisierung 

Der Digitalpakt hat zum Ziel, die Chancengleichheit auf digitale Bildung zu fördern. Gerade im laufenden 
Jahr haben Schulen durch Homeschooling praktisch erfahren, wie es darum bestellt ist.  
 
Frage: 

• Wie wollen Sie Chancengleichheit durch Digitalisierung auf das erforderliche Niveau bringen 
und nachhaltig fördern? 

 
Die Stärkung der Medienkompetenz ist eine gesamtgesellschaftliche Aufgabe. Doch, es gibt 
unterschiedliche Voraussetzungen und Unterschiede in der Gesellschaft. (z.B. Eltern, die ihre Kinder im 
Homeschooling technisch und inhaltlich nicht unterstutzen können, Gegenden/Orte, z.B. 
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Flüchtlingsheime, mit so instabiler Netzanbindung und Qualität, dass Homeschooling kaum 
durchführbar ist). 
 
Frage: 

• Wie wollen Sie die Integration und Partizipation von Familien mit geringem Bildungsstandard 
und sprachlichen Einschränkungen stärken, damit sie eigenständig ihren Kindern im 
Homeschooling unterstutzen? 

 
 
IX. Integration durch Sport 
  
Integrationspolitik ist in erster Linie Bildungspolitik, und somit kommt auch der Sport ins Spiel, der sich 
als Teil des Bildungssystems begreift und das Ziel der Integrationspolitik auf den Punkt bringen will: 
nämlich Menschen ungeachtet ihrer Herkunft gleichberechtigt in eine soziale und gesellschaftliche 
Struktur einzugliedern. Sport und Integration profitieren voneinander. Mit der Integration von 
zugewanderten Menschen in den Breiten- und Leistungssport gewinnen Vereine neue Aktive und 
zukünftige Talente. Durch die Interaktion im Verein kommen Zugewanderte erst wirklich in ihrer neuen 
Heimat an. Integration ist immer eingebunden in einen Prozess der interkulturellen Öffnung, den sowohl 
die Vereine als sportliche Basis wie auch die Verbandsstrukturen durchlaufen müssen. Dieser Prozess 
bedarf einer konkreten Planung und Mitnahme von Migrantenorganisationen.  
Statistiken und Studien zeigen, dass die Partizipation von Migrant*innen am vereinsorganisierten Sport 
erschwert wird, so dass etwa muslimische Mädchen und Frauen besonders selten in Vereine eintreten. 
Dies ist eine Folge religiöser respektive kultureller Normen und ein Hinweis darauf, dass sich der Sport 
gezielt und strukturell öffnen muss, um alle Migrantengruppen gleichberechtigt zu erreichen. Zugänge 
in Vorstands-/Entscheidungsebenen sind fast unmöglich, Migrant*innen sind kaum in Vorständen 
vertreten, auch nicht in Vereinen mit hohem Migrantenanteil, es herrscht mangelnde Reflexion von 
eventuell vorhandenen Zugangsbarrieren. Grund: Sorge vor Identitätsverlust.  
 
Deshalb fordern wir: 
   

➢ Schaffung von kommunalen Sport-Integrationsbeauftragten. Sie dienen als 
Ansprechpartner*innen der Menschen mit und ohne Migrationshintergrund zum Thema 
Integration im Sport. Zu ihren Aufgaben gehört die Förderung des interkulturellen Dialogs, der 
Toleranz und der Anerkennung und sie sollen an der Entwicklung der Leitlinien der 
Integrationsarbeit in unterschiedlichen Formen beteiligt werden. Sie sollen vor allem Aufgaben 
in der öffentlichkeitswirksamen Repräsentation des Themas Integration übernehmen, um im 
Sport mehr Teilhabe in den Vereinen und Verbandsstrukturen zu erreichen. 

➢ Uneingeschränkte Unterstützung und Förderung des Landesportbundes Niedersachsen (LSB) 
ist notwendig, um Vereine dazu zu bewegen, sich interkulturell zu öffnen.   

➢ Das Thema Interkulturelle Öffnung und Integration und die Förderung eines 
Vereinsentwicklungsprozesses in Richtung auf eine interkulturelle Öffnung des Sportvereins 
sollte in den Satzungen verankert werden. 

➢ Vielfaltskriterien für Gremien in Satzungen sollen etabliert werden. 
➢ Schaffung bedarfsgerechter Sportangebote, die die Lebenswelt der Zugewanderten und ihre 

kulturellen Wurzeln wertschätzt. 
➢ Schaffung kostengünstiger Angebote im Freizeitsport für Mädchen, Frauen und Senioren mit 

Migrationsgeschichte. 
 

Der Landessportbund Niedersachsen sollte mit einer ausreichenden Förderung folgende Aufgaben 
steuern: 
 

➢ Interkulturelle Öffnungsprozesse nach Bedarf auf unterschiedlichen Ebenen gleichzeitig 
anzustoßen und deren Umsetzung durch eine kontinuierliche Prozessbegleitung aktiv zu 
unterstützen. 

➢ Gewinnung und Auswahl von interessierten Sportvereinen unterschiedlicher Größe und 
Ausrichtung, insbesondere auch Migrantensportorganisationen. 

➢ Auswahl und Schulung von Multiplikatorinnen und Multiplikatoren für interkulturelle Kompetenz 
im Sport. 

➢ Vereinsspezifische Qualifikation zur interkulturellen Öffnung im Sport für die jeweiligen 
Vorstände, Entscheidungsträger/innen sowie die im Sportbetrieb tätigen Personen. 

➢ Durchführung von Grundlagentrainings zur interkulturellen Sensibilisierung. 
➢ Verpflichtung von Übungsleiter und Trainer zur Teilnahme an regelmäßigen Fortbildungen und 

Schulungen zur Interkulturellen Kompetenzen. 
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Frage: 

• Sport in Vereinen ist ohne Zweifel ein sehr geeignetes Mittel, um Menschen unterschiedlichster 
Herkunft in einem fairen Wettbewerb zusammen zu bringen. Werden Sie sich dafür einsetzen, 
dass für dieses Ziel genügend Mittel bereitgestellt werden?   

 
 
X. Integration im ländlichen Raum  
 

Der Anteil der Einwohner*innen Niedersachsens mit Migrationsgeschichte und der neu Zugewanderten 

beträgt 9,7 % bei acht Millionen Einwohner*innen. Vielfältige Disparitäten prägen zum Teil große 

ländliche Strukturen. Insbesondere seit 2015 haben die Kommunen mit Integrationsmaßnahmen bei der 

Aufnahme von Geflüchteten enorme Herausforderungen bewältigt (Wohnraum, Kindergärten, Schulen, 

finanzielle Leistungen). Ein Spezifikum der ländlichen Räume ist im Vergleich zu den Städten die 

geringere Zahl von Zugezogenen, deren Integration auch regional spezifische Herausforderungen mit 

sich bringt.  

 

Die Schaffung von attraktiven ländlichen Wohnräumen kann der Konzentration in Ballungszentren der 

Städte entgegenwirken und den Zugang zur einheimischen Gesellschaft erleichtern. Dafür werden 

gezielte strukturelle und integrationspolitische Maßnahmen benötigt. Die Bewältigung bestehender und 

künftiger Herausforderungen muss eine gleichrangige und gleichwertige Aufgabe von Bundes-, Landes- 

und Kommunalpolitik auf Kreis-, Samtgemeinde- und Gemeindeebene sein. Zur Erreichung der Ziele 

fordert der NIR als Zusammenschluss der kommunalen Integrationsräte: 

 

➢ weiterhin Sprachkurse für die Bedarfsträger unabhängig vom Status und unabhängig von 

Fördermitteln des Bundes  

➢ gleichberechtigten Zugang zur digitalen Infrastruktur  

➢ die dauerhafte Schaffung und Bereitstellung von alters-, geschlechts- und 

nationalitätsspezifischen bzw. angepasst auch übergreifenden sozialen Begegnungsstätten 

und – plätzen  

➢ Ausbau, Stärkung und Begleitung der Ehrenamtlichen auf lokaler Ebene  

➢ Institutionalisierung bestehender Beratungsprojekte (z. B. Migrantenelternnetzwerk, Elterntalks 

etc.) bzw. Gewährleistung der Finanzierung über den Projektstatus hinaus  

➢ Gewährleistung der Finanzierung bzw. Bezuschussung für Initiativen, Vereinen und 

Organisationen mit Integrationsbezug  

 

Fragen: 

• Welche Ideen oder Konzepte zum Thema „Integration“ haben Sie in Ihren Programmen zu den 

Landkreisen, den Städten, Gemeinden bzw. Samtgemeinden?  

• Welche strukturellen Änderungen müssten entwickelt bzw. umgesetzt werden, um eine gute 

Integrationspolitik zu etablieren können? 

• Was sind die priorisierten Aufgaben des ländlichen Raumes? 

 
 
XI. Förderung von älteren Migranten und Migrantinnen  
 
Die Anzahl ältere Migrant*innen nimmt kontinuierlich zu. Sie sind in den kommunalen Gremien und 
Institutionen stark unterpräsentiert. Ihre Interessen werden zu wenig berücksichtigt. Der 
Handlungsbedarf ist umso nötiger, wenn wir uns vergegenwärtigen, dass ältere Migrant*innen noch 
immer in vielen Bereichen wie Gesundheit, Wohnen und Einkommen schlechter gestellt sind als 
gleichaltrige Einheimische. Deshalb sollen: 
 

➢ mehr Begegnungsmöglichkeiten bzw. Begegnungsorte für ältere Menschen gleicher sowie 
verschiedener Herkunft geschaffen werden. Die bestehenden Einrichtungen sind überwiegend 
auf die Bedürfnisse und Lebenslagen einer homogenen weiß-christlich-deutschen 
Nutzer*innengruppe ausgerichtet. 

➢ mehrsprachige Wegweiser für ältere Migrant*innen verstärkt gefördert werden. Solche 
mehrsprachige Informationshefte sind keine einmalige Angelegenheit, sondern sollen ständig 
aktualisiert und weiterentwickelt werden. 

➢ mehrsprachiges Pflege- und Betreuungspersonal in Seniorenpflegeheimen eingesetzt werden. 
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➢ bestehende Seniorenbüros  bzw. Seniorenbeiräte sich interkulturell öffnen und 
Migrantenorganisationen in ihre Arbeit stärker einbeziehen. 

 
Fragen: 

• Welchen Stellenwert hat dieses Thema für Sie und Ihre Partei? 

• Welche (politische) Maßnahmen wollen Sie ergreifen, um den Anteil von älteren Migrant*innen 
in den kommunalen Gremien sichtbar zu erhöhen? 

• Wie wollen Sie die Mehrsprachigkeit bzw. mehrsprachige Wegweiser für ältere Migrant*innen 
in vielen Bereichen wie Gesundheit, Pflege, Wohnen, etc. fördern? 

• Wie könnten die bestehenden Seniorenbüros bzw. Seniorenbeiräte die 
Migrantenselbstorganisationen (MSO) stärker mit einbeziehen? 

 

Delegierte des Niedersächsischen Integrationsrates. Foto: Thomas Zettelmann 

 
Die erste Version der Wahlprüfsteine stellte die Vorsitzende des Niedersächsischen Integrationsrates, 
Galina Ortmann, am 29. November 2020 auf der 119. Plenarsitzung in Hannover den Mitgliedern vor. 
Anschließend wurden die Texte in diversen Arbeitsgruppen diskutiert und ausformuliert. Auf der 121. 
Plenarsitzung am 5. Juni 2021 in Hildesheim hat das Plenum des NIR den vorliegenden Entwurf 
endgültig beschlossen. Im Niedersächsischen Integrationsrat sind folgende Mitgliedsbeiräte vertreten: 
 

• Stadt Bad Pyrmont, Integrationsrat  

• Stadt Braunschweig, Integrationsausschuss  

• Stadt Delmenhorst, Integrationsbeirat   

• Stadt Emden, Integrationsrat  

• Stadt Garbsen, Integrationsbeirat  

• Stadt Göttingen, Integrationsrat   

• Landkreis Hameln-Pyrmont, Migrationsrat 

• Landeshauptstadt Hannover, Internationaler Ausschuss 

• Landkreis Hildesheim, Migrationsausschuss 

• Stadt Hildesheim, Migrationsbeirat 

• Stadt Langenhagen, Integrationsbeirat 

• Landkreis und Hansestadt Lüneburg, Integrationsbeirat 

• Stadt Northeim, Migrationsrat 

• Stadt Oldenburg, Ausschuss für Migration und Integration 

• Stadt Osnabrück, Migrationsbeirat 

• Stadt Salzgitter, Integrationsausschuss 

• Gemeinde Weyhe, Integrationsrat 

• Stadt Wilhelmshaven, Netzwerk Integration 

• Stadt Wunstorf, Integrationsbeirat 

 
 
V.i.S.d.P.:                                                                                     
Achim Weber, Geschäftsführer, Geschäftsstelle Bildungsverein, Stadtstr. 17, 30159 Hannover  

Tel.: 0511-338 798 54, nds-integrationsrat@nds-integrationsrat.de, www.nds-nir.de  
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